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betreffend "Saubannerzug" zum Zweiten - wo bleiben die 
Konsequenzen der Regierung? 
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Der Interpellant hatte der Regierung aufgrund des "Saubannerzugs" von Anfang Mai schon 
verschiedene Fragen gestellt, die zum Teil zu seiner Zufriedenheit beantwortet wurden 
(insbesondere was die Gründe betrifft, warum viel zu wenig Polizeikräfte verfügbar waren), zum 
Teil aber auch gar nicht, insbesondere was die Massnahmen zur Erhöhung der Sicherheit und 
Überlegungen zu Hintergründen betrifft. Schon drei Wochen später (in der Nacht vom 21. auf den 
22.5.10) kam es schon wieder zu eklatanten Sachbeschädigungen in der Innerstadt. 

Vor diesem Hintergrund bittet der Interpellant die Regierung um die Beantwortung folgender 
Fragen: 

1. Ab welchem Schadensbetrag ist die Regierung bereit, ihre Haltung betreffend Erhöhung der 
Sicherheit in Basel zu überdenken? Oder müssen erst Menschen zu Schaden kommen? 

2. Die Medien kommentierten den zweiten "Saubannerzug" lapidar: "Zu Verhaftungen ist es 
nicht gekommen." Stimmt diese Feststellung und wenn ja, wie erklärt die Regierung den 
Bürgerinnen und Bürgern, warum solche Gewalttäter ihr beängstigendes Treiben ohne 
jegliche Folgen durchführen können? 

3. Wurden in diesem Zusammenhang Personenkreise überprüft, welche gemäss den 
Tatbeständen mit diesen "Saubannerzügen" in Verbindung stehen könnten 
(Hausbesetzerszene, "Villa Rosenau")? 

4. Ist die Regierung vor diesem Hintergrund bereit, ihren Umgang mit Personen, welche sich 
seit längerer Zeit bewusst ausserhalb des legalen Raums bewegen, bzw. deren Verstössen 
zu prüfen und anzupassen?  

5. Warum war die Polizei – diesmal ohne allenfalls erschwerende Umstände wie 1. Mai und 
Harassenlauf – offenbar wiederum völlig unvorbereitet? 

6. Ist die Regierung bereit, Kompetenzen aufzubauen (z.B. im Bereich Informationsanalyse und 
Zugang zu elektronisch organisierten Gruppierungen), welche es ermöglichen, im Vorfeld 
solcher Aktionen Hinweise zu bekommen? 

7. Ist die Regierung wenigstens jetzt bereit zuzugeben, dass die Sicherheit in Basel mit den 
gegenwärtigen Beständen – auch nach allfälligem Erreichen der Sollbestände - NICHT 
gewährleistet werden kann? 

8. Sieht die Regierung wenigsten jetzt Zusammenhänge mit der "Broken-Windows-Theorie"? 

9. Ist die Regierung wenigstens jetzt bereit, die Einführung einer "Null-Toleranz-Strategie" 
(analog Zürich), mindestens in gewissen Zonen der Stadt zu prüfen?  

10. Seit dem zweiten Vorfall ist dem Interpellanten eine gut wahrnehmbar grössere 
Polizeipräsenz auf den Strassen der Innerstadt aufgefallen: ist die Regierung der Meinung, 
dass diese Polizeikräfte, welche fast ausschliesslich in Fahrzeugen patrouillieren das 
geeignete Mittel sind, weitere Vorfälle zu unterbinden? Mit welchen zusätzlichen 
Überstunden bei der Polizei ist durch diese Massnahmen zu rechnen? 

Es liegt dem Interpellanten auch diesmal daran festzuhalten, dass diese Interpellation nicht als 
Kritik an den Polizistinnen und Polizisten aufzufassen ist. Es geht vielmehr darum zu erfahren, auf 
welcher Ebene der Führung allenfalls Fehler und/oder Fehleinschätzungen vorlagen, und was in 
Zukunft getan wird, um solche Fehlentwicklungen zu unterbinden. 
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